To Werner Schulz,
As a German-American I am also a European citizen and, as such, I request (no demand) that you Werner Schulz step down from your position as - in German: “Vizevorsitzender des parlamentarischen Kooperationsausschusses EU-Russland”. I demand that you resign your post IMMEDIATELY. 

Your hatred of Putin disqualifies you to represent European citizens in their relations with the Russian Federation. The two pictures below, alone, taken from your European website at http://www.werner-schulz-europa.eu/russland.html already disqualifies you from holding such an influential position. Moreover, your constant bashing of Russia, in particular, of Vladimir Putin, posses a direct threat to peace in Ukraine where people like you are unable to effectively consider Russia’s legitimate interests in the region, particularly, in the black sea area.  
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Below is a letter that I have already written to several of your colleagues in the German Green party complaining of your behavior and demanding that you step down from your position as delegate to the EU-Russia Parliamentary Cooperation Committee.  

One of your colleagues in the German Green partly, Benedikt Mayer, was cordial enough to respond to my letter. 
Below, my letter, and the full correspondence that I have had with Benedikt Mayer.

In the hope of helping circumvent a major conflict with Russia,
Alant Jost

Tuesday, 25 February 2014
…………………….

An Benedikt Mayerbuero.peter@gruene.de bettina.jarasch@gruene.de  und 2 weitere... 

1. Feb 
Sehr geehrter Herr Mayer,

Danke für Ihrer Antwort auf meiner E-Mail.

Als mein nur noch „Haut und Knochen“ überlebender Vater nach dem zweiten Weltkrieg noch lebte, hätte er auch gegen eine offene Anti-russische Kollaboration mit dem rechtsextremen, und antisemitischen Organisationen Swoboda verurteilt. In diesem Sinne schicke ich Ihnen den folgernden Apell aus der österreichische Organisation „Solidarwerkstatt Österreich“. 

Hochachtungsvoll,

Alant Jost

..........................

Quelle: http://www.werkstatt.or.at/index.php?option=com_content&task=view&id=990&Itemid=1
	Offener Brief: "Stopp der Kollaboration mit ukrainischen Rechtsextremisten und Antisemiten!" 
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Die EU bzw. große EU-Staaten kollaborieren beim Machtkampf in der Ukraine offen mit rechtsextremen, gewalttätigen und antisemitischen Organisationen. Das ist skandalös. Die Solidarwerkstatt fordert Regierung und Parlament in einem Offenen Brief auf, endlich die Konsequenzen zu ziehen. 


Solidarwerkstatt Österreich
Waltherstraße 15
4020 Linz
Tel. 0732-771094


 HYPERLINK "mailto:office@solidarwerkstatt.at" \t "_blank" office@solidarwerkstatt.at
31. Jänner 2014
 
OFFENER BRIEF
an die österreichische Bundesregierung und die Abgeordneten des österreichischen National- und Bundesrates

Stopp der Kollaboration mit ukrainischen Rechtsextremisten und Antisemiten!
Ausstieg aus dem „Europäischen Auswärtigen Dienst“ der EU! 
Sehr geehrte Damen und Herren!

In der Ukraine tobt ein Machtkampf über die zukünftige Ausrichtung des Landes. Es ist skandalös, in welcher Weise die EU und große EU-Staaten in diesen Machtkampf intervenieren. Diese kollaborieren mit rechtsextremen, gewalttätigen und offen antisemitischen Organisationen wie z.B. Swoboda (Freiheit). Swoboda ist 2004 aus einer älteren, offen neofaschistischen Organisation heraus entstanden - aus der "Sozial-Nationalen Partei der Ukraine" (SNPU). Dabei knüpft Swoboda unmittelbar an die Tradition westukrainischer NS-Kollaborateure an, die im Zweiten Weltkrieg an der Seite der Deutschen in der okkupierten Sowjetunion zahlreiche Massaker verübten. Swoboda ehrt Waffen-SS-Divisionen und veranstaltet Gedenkmärsche für den OUN-Anführer Stepan Bandera, dessen Truppen sich beim deutschen Überfall auf die Sowjetunion unter anderem am Massenmord an der jüdischen Bevölkerung von Lviv (Lemberg) beteiligten. Die OUN („Organisation Ukranischer Nationalisten“) war – ähnlich der kroatischen Ustascha und der slowakischen Hlinka-Garde – eine der vielen damaligen Spielarten des Faschismus, die mit dem deutschen NS-Regime kollaborierten bzw. von diesem gegründet wurden. 

Als exemplarisch für Auffassungen, die Swoboda vertritt, können Äußerungen von Parteichef Oleh Tjahnybok gelten. Tjahnybok bezeichnet die Ukrainer als "soziale Nationalisten", die in Kürze eine "dritte Revolution" beginnen könnten. Die ukrainische "Nation" definiere sich dabei als "Einheit von Blut und Geist". Um die Ukraine von der – wie es Swoboda wörtlich nennt - "Moskau-jüdischen Mafia" zu befreien, müsse die Anbindung der Ukraine an die EU durchgesetzt werden. Die Rechtsextremen scheuen dabei auch vor körperlicher Gewalt nicht zurück. 

Swoboda kooperiert mit anderen neofaschistischen Parteien, wie der deutschen NPD, der British National Party und der ungarischen Partei Jobbik. Doch auch offizielle Stellen des „Europäischen Auswärtigen Dienstes“ der EU und der deutschen Regierung pflegen intensive Kontakte mit den ukrainischen Rechtsextremisten. Wie aus Mitteilungen von Swoboda selbst hervorgeht, hat ihr Anführer Oleh Tiahnybok bereits Ende April 2013 Kontakt zum Botschafter Deutschlands in der Ukraine, Christof Weil, aufgenommen, bei denen der Sturz der ukrainischen Regierung thematisiert wurde. Demnach sei es bei einem gemeinsamen Gespräch zunächst allgemein um die "politische Situation in der Ukraine" gegangen. Man habe sich zudem über "die Notwendigkeit" ausgetauscht, dass die Ukraine "das Assoziierungsabkommen mit der EU" unterzeichnen müsse. Es sei dann auch über "Auswege aus der politischen Krise" diskutiert worden. Tiahnybok, der dem Botschafter explizit versichert haben will, Swoboda werde "ihr Bestes geben, um den Weg für das Assoziierungsabkommen freizumachen", habe sodann weiterreichende Vorschläge gemacht, teilt Swoboda mit. Er habe "betont", "die internationale Gemeinschaft" solle "die derzeitige Politik der Janukowitsch-Administration verurteilen", um dazu beizutragen, "die Herrschaft des Volkes durchzusetzen und das anti-ukrainische Regime zu stürzen" (3). Rund einen Monat nach Tiahnyboks Zusammenkunft mit Botschafter Weil besuchte eine Swoboda-Delegation die NPD in Sachsen, einer Hochburg der neofaschistischen Partei. 

Ähnliche Kontakte pflegt die oberste Führungsebene der EU-Außenpolitik mit den ukrainischen Rechtsextremen. Bereits im Frühjahr 2013 fanden erste Treffen des Swoboda-Chefs Tiahnybok mit EU-Diplomaten statt. Ende August nahm der Swoboda-Beauftragte Osaulenko an der Eröffnung eines Swoboda-Büros in Brüssel teil, das die Beziehungen zur EU und zur NATO pflegen soll. Die Stellvertreterin der EU-Außenbeauftragten und Leiterin des „Europäischen Auswärtigen Dienstes“ Ashton, Helga Schmid, verhandelte Ende 2013 wieder mit dem Chef von Swoboda. Man habe sich "über die aktuelle Situation in der Ukraine" und insbesondere über die Zukunftspläne der Oppositionsparteien ausgetauscht, teilte Swoboda mit (4). Mitte Dezember machte der EU-Botschafter in Kiew, Jan Tombinski, klar, dass man die rechtsextreme Partei Swoboda für „einen gleichwertigen Partner“ halte und Gespräche mit ihr führe (5).

Diese offene Kollaboration mit rechtsextremen und antisemitischen Kräften in der Ukraine, um die geopolitischen und wirtschaftlichen EU-Interessen in diesem Land durchzusetzen, ist ein Skandal. Das Eintreten für Demokratie und Menschenrechte in der Ukraine und anderswo ist mit Unterstützung solcher Kräfte absolut unvereinbar!

Außenminister Kurz hat unlängst anlässlich des internationalen Holocaust-Gedenktages öffentlich erklärt: "Der Einsatz für eine tolerante und menschliche Gesellschaft ist Teil unserer historischen Verantwortung. Nicht nur in der Politik, sondern auch im Alltag ist es wichtig, gegen Rassismus, Antisemitismus und Gewalt eindeutig Stellung zu beziehen." Wie verträgt sich diese Haltung mit der Unterstützung einer offen rechtsextremen, antisemitischen Organisation, die in der Tradition des NS-Vernichtungsfeldzuges steht. Wie vertragen sich diese Worte mit dem Schweigen zur Unterstützung solcher Kräfte durch den „Europäischen Auswärtigen Dienst“ der EU, in dem auch Österreich und seine Diplomaten vertreten sind. Gerade Österreich hat aufgrund seiner Geschichte allen Grund, entschieden gegen jede Form der Kollaboration mit Rassismus, Antisemitismus und NS-Sympathisantentum aufzutreten. 

Die österreichische Regierung und der Nationalrat müssen endlich handeln, wenn sie in dieser Frage nicht alle Glaubwürdigkeit verspielen wollen. Wir fordern daher Regierung und Nationalrat auf, sich sofort aus dem „Europäischen Auswärtigen Dienst“ der EU zurückzuziehen und auf internationaler Ebene gegen die skandalöse Unterstützung der EU bzw. großer EU-Staaten für den Rechtsextremismus in der Ukraine aufzutreten!
Mit freundlichen Grüßen

Norbert Bauer
(Vorsitzender der Solidarwerkstatt)

 

Quellen:

(1)   Siehe dazu unter anderem: „Unser Mann in Kiew“ (10.12.2013), „Zukunftspläne für die Ukraine“ (7.12.2013), „Termin beim Botschafter“ (5.12.2013), „Ein breites antirussisches Bündnis“ (3.12.2013), „Probleme der Ostexpansion“ (27.11.2013), auf: www.german-foreign-policy.com
(2)   Reinhard Lauterbach: Braune Schläger in Kiew; Junge Welt, 09.12.2013
(3)   Oleh Tyahnybok meets with Germany's ambassador; en.svoboda.org.ua 29.04.2013
(4) „Zukunftspläne für die Ukraine“, 7.12.2013, www.german-forgein-policy.com
(5) http://www.epochtimes.de/EU-Botschafter-in-der-Ukraine-Rechtsextreme-Partei-Swoboda-ist-gleichwertiger-Gespraechspartner-a1117406.html
 

Benedikt Mayer <Benedikt.Mayer@gruene.de> schrieb am 10:23 Freitag, 31.Januar 2014:
Sehr geehrter Herr Jost,

zunächst möchten wir uns bedanken für Ihre Mail; wir freuen uns, wenn 
uns Kritik so sachlich zugetragen wird. Das ist besser als sich still zu 
ärgern. Gerne antworte ich darauf.

Sie kritisieren MdEP Werner Schulz für seinen Ton gegenüber Russland in 
einigen seiner Interviews und Medien-Beiträgen. Aus Ihrer Sicht als 
Deutsch-Amerikaner finde ich das interessant. Dazu vielleicht später mehr.

Werner Schulz hat viele Jahre seines Lebens bis zur Wende 1989 in der 
DDR verbracht. Das tägliche Leben in diesem Staat hat seine Aversion 
gegen all seine Unterdrückungsmethoden geprägt. Er ist über die 
Bürgerrechtsbewegung innerhalb der DDR zur politischen Arbeit gekommen 
und hat sich mit BÜNDNIS 90 schließlich den GRÜNEN gleichberechtigt 
angeschlossen. Diese Erfahrungen des Unrechtsregimes in der ehemaligen 
DDR bestimmen noch heute seine Arbeit: Unterdrückung, Unrecht, 
Unfreiheit sind Zustände, die er – aus seiner persönlichen Erfahrung – 
stets heftig kritisiert.

Vor diesem Hintergrund ist seine Kritik an der Politik Putins nach innen 
und außen zu sehen. Ich verstehe Werner Schulz' Kritik als Kritik an 
„Putins Russland“, nicht an Russland generell. Vielleicht sollte er das 
deutlicher formulieren.

Nun weiß ich nicht, ob Sie Ihre Kritik auch schon direkt an Herrn Werner 
Schulz geschickt haben; ich werde ihn aber bei nächster Gelegenheit 
darauf ansprechen.


Sehr geehrter Herr Jost, auch ich bin in gewisser Weise 
Deutsch-Amerikaner: meine Mutter ist 1950 aus den USA nach Deutschland 
gekommen, um meinen Vater hier zu heiraten. Aus dieser Sicht habe ich - 
bei aller Kritik an der Politik der USA seit 1945 - immer vor Augen, was 
die Alliierten zur Befreiung Deutschlands vom Regime der 
Nationalsozialisten geleistet haben.

Hoffentlich konnte ich Ihnen mit meiner kurzen Antwort etwas weiterhelfen.

Mit freundlichen Grüßen

Benedikt Mayer
- - -
Benedikt Mayer
Bundesschatzmeister
Bündnis 90/Die Grünen

benedikt.mayer@gruene.de

Am 28.01.2014 04:05, schrieb Alant Jost:

> Sehr geehrter Damen und Herren,
>
> Hiermit beschwere ich mich über Euer Parteikollege *Werner Schulz*, MdEP
> B90/Grüne; Delegation im Ausschuss für parlamentarische Kooperation
> EU-Russland und EU-Ukraine.
>
> Im Deutschlandfunk Beitrag vom 28. Januar 2014 (siehe Beitrag im Link
> unten) war wieder mal der Ton wie auch der Inhalt seine Beträge zum
> Thema „Wohin steuert der Machtkampf in der Ukraine?“ derart Russland
> feindlich, insbesondere gegen Putin, das ich meine er habe im Ausschuss
> für die parlamentarische Kooperation zwischen EU-Russland nichts zu suchen.
>
> Als Deutschamerikaner der jetzt seit vielen Jahren in Berlin lebt fühle
> ich mich von ihm, durch seine Russlandfeindlichkeit persönlich
> angegriffen. Mein Vater wurde durch das opfer das die Russen durch
> Deutschland erleiden mussten befreit, bevor er dann im Jahre 1956 mit
> der Familie in den USA auswanderte.
>
> Es ist nicht immer den Inhalt der Bemerkungen Werner Schulze die
> verletzend sind bzw. falsch, oft allein der Ton, der mir zu der
> Überzeugung führt das er das Verhältnis zu Russland nur schaden kann.
> Wenn Ihr als Grüne Russland versichern könnte dass ein an der EU
> gebundene Ukraine keine Nato Waffen auf ihr Territorium stationieren
> würde, wäre viel getan um das Verhältnis mit Russlands zu verbessern.
> Das ist schwieriger zu Tun als Putin einfach auszuschimpfen, aber viel
> sinnvoller als sich nur immer über Russlands Unzulänglichkeiten zu
> beschweren.
>
> http://www.deutschlandfunk.de/proteste-wohin-steuert-der-machtkampf-in-der-ukraine.1784.de.html?dram:article_id=275691
>
> Hochachtungsvoll
>
> Alant Jost
>
> Berlin, den 28. Januar 2014

